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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 über das Vorgehen 
der Mitgliedstaaten bei mit dem Begriff des öffentlichen Dienstes 
verbundenen Verpflichtungen auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- 
und Binnenschiffsverkehrs 

— Drucksache 7/47 — 


A. Problem 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 sieht in ihrer jetzigen 
Fassung Ausgleichszahlungen für gemeinwirtschaftliche Lasten 
nur an die Staatseisenbahnen und im übrigen für Beförderungen 
mit überregionalem Charakter vor. 


B, Lösung 

Der Anwendungsbereich soll wie folgt erweitert werden: 

— um die nichtstaatlichen Eisenbahnen sowie um den Schienen- 
ersatzverkehr unter bestimmten Voraussetzungen, 

— um Straßen- und Binnenschiffsverkehr regionaler und ört- 
licher Natur, wenn diese mit anderen ausgleichspflichtigen 
Verkehren in Wettbewerb stehen. 

(Einmütigkeit im Ausschuß) 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Uber die Kostentragung sollen Verhandlungen mit den Ländern 
geführt werden. 
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A. Bericht des Abgeordneten Mursch (Soitau-Harburg) 


’ Der in der Drucksache 7/47 enthaltene Verord- 
nungsentwurf wurde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 1. Februar 1973 
dem Ausschuß für Verkehr federführend und dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der 
Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 7. November 1973 behandelt 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates 
vom 26. Juni 1969 sieht grundsätzlich die finanzielle 
Abgeltung bestimmter mit der Tarif-, Betriebs- und 
Beförderungspflicht verbundenen gemeinwirtschaft- 
lichen Lasten vor, die von den Verkehrsunterneh- 
men zu tragen sind. Die Verordnung erfaßt zur Zeit 
jedoch nur die Staatseisenbahnen und außerdem 
Beförderungen mit überregionalem Charakter, wäh- 
rend alle anderen Verkehrsunternehmen von der 
Anwendung ausgeschlossen sind. Ziel des Verord- 
nungsentwurfs ist es, in begrenztem Umfange wei- 
tere Beförderungen in die Ausgleichspflicht einzu- 
beziehen, und zwar unter bestimmten näheren Vor- 
aussetzungen 

1. den Schienenverkehr der nichtstaatlichen Eisen- 
bahnen, vorausgesetzt, daß das Schienennetz an 
das nationale Netz angeschlossen ist oder sie in 
Wettbewerb stehen mit anderen Verkehrsunter- 
nehmen, für die die Verordnung Nr. 1191/69 gilt; 

2. den Schienenersatzverkehr; 

3. Straßen- und Binnenschiffsverkehre regionaler 
oder örtlicher Natur, wenn sie mit ausgleichs- 
pflichtigem Verkehr im Wettbewerb stehen. 


Der Verkehrsausschuß hat einmütig die Vorlage 
begrüßt, weil sie eine weitere Beseitigung von Wett- 
bewerbsverzerrungen im Verkehr zum Ziele hat. 
Nach wie vor bleibt jedoch der weitaus überwie- 
gende Teil der Beförderungen mit regionalem oder 
örtlichem Charakter von der Ausgleichszahlung aus- 
geschlossen. Der Ausschuß hält es daher für erfor- 
derlich, die Kommission in Übereinstimmung mit 
dem Europäischen Parlament aufzufordern, auch die 
Frage einer Einbeziehung dieser Verkehrsart in den 
Geltungsbereich der Verordnung Nr. 1191/69 zu 
prüfen. 

Nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes 
müssen nach Auffassung des Ausschusses die Länder 
die sich aus der Ergänzung der Verordnung Nr. 
1191/69 ergebenden finanziellen Lasten tragen. Der 
Ausschuß hat daher in die vorgeschlagene Entschlie- 
ßung eine Formulierung aufgenommen, durch die die 
Bundesregierung ersucht wird, mit den Ländern hier- 
über eine Verständigung herbeizuführen. Das Votum 
des mitberatenden Haushaltsausschusses zielte dar- 
auf ab, die Bundesregierung zu ersuchen, dem Vor- 
schlag der Kommission in Brüssel erst dann zuzu- 
stimmen, wenn sich zuvor die Länder bereit erklärt 
haben, die Folgekosten zu tragen. Dieses Petitum 
hat der Verkehrs aus schuß nicht übernommen, weil 
er es nicht für angebracht hält, den Fortschritt in 
Brüssel davon abhängig zu machen, daß zuvor auf 
innerstaatlicher Ebene eine Verständigung erzielt 
worden ist. 


Bonn, den 7. November 1973 


Mursch (Soitau-Harburg) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Verordnungsentwurf in Drucksache 7/47 wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, mit den Ländern über die Folgekosten des 
Verordnungsentwurfs eine Verständigung herbeizuführen. 

3. Der Deutsche Bundestag begrüßt ausdrücklich die Entschließung des Euro- 
päischen Parlaments, in der die Kommission aufgefordert wird, die Frage der 
weiteren Ausdehnung des Geltungsbereichs der Verordnung Nr. 1191/69 über 
den vorliegenden Vorschlag hinaus zu prüfen. 


Bonn, den 7. November 1973 


Der Ausschuß für Verkehr 


Lemmrich 

Stellv. Vorsitzender 


Mursch (Soltau-Harburg) 

Berichterstatter 



